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Bernd Hauschild 14.06.2017

Beschlussentwurf

Der Stadtrat der Stadt Köthen (Anhalt) beschließt, gegen die kommunalaufsichtlichen 
Entscheidungen des Landkreises Anhalt-Bitterfeld vom 09.06.2017 keinen Widerspruch 
einzulegen.  

Gesetzliche Grundlagen:

§ 45 Abs. 2 Nr. 19 KVG LSA 



Darlegung des Sachverhalts / Begründung

Am 03.01.2017 wurde dem Vorsitzenden des Stadtrates der Stadt Köthen (Anhalt), Herrn 
Dr. Werner Sobetzko vom Bürgerbündnis für Köthen (Anhalt) e. V. ein Bürgerbegehren zur 
Fasanerie/Ziethebusch übergeben. 

Das Bürgerbegehren des Bürgerbündnisses für Köthen (Anhalt) e. V. wurde daraufhin 
innerhalb der Stadt Köthen formell und inhaltlich umfassend geprüft.  

Im Endergebnis der Prüfung bleibt festzustellen, dass es dem Bürgerbegehren an einem 
hinreichenden und gesetzeskonformen Kostendeckungsvorschlag mangelt, da es keinerlei 
Angaben zu den voraussichtlichen Kosten beinhaltet sowie  wie diese Kosten letztendlich 
finanziert werden sollen. Gleichwohl hat der Stadtrat in seiner Sondersitzung vom 
13.02.2017 das Bürgerbegehren für zulässig erklärt. 

Der Oberbürgermeister hat daraufhin nach § 65 Abs. 3 KVG LSA diesem Beschluss 
widersprochen. Dem Widerspruch wurde durch den Stadtrat in seiner Sitzung am 
27.04.2017 nicht entsprochen und es verblieb bei der Feststellung der Zulässigkeit des 
Bürgerbegehrens. Daraufhin hat der Oberbürgermeister einen 2. Widerspruch nach § 65 
Abs. 3 Satz 5 KVG LSA ausgesprochen und den Sachverhalt dem Landkreis Anhalt-
Bitterfeld als zuständige Kommunalaufsichtsbehörde zur Entscheidung vorgelegt. 

Diese hat mit Verfügung vom 09.06.2017 die Beschlüsse des Stadtrates 17/StR/2.So/001 
sowie 17/StR/18/001 nach § 146 Abs. 1 Satz 1 KVG LSA beanstandet und der Kommune 
aufgegeben, die Beschlüsse in der nächsten, nach Eintritt der Bestandskraft dieser 
Verfügung, ordnungsgemäß geladenen Stadtratssitzung aufzuheben. Zudem wurde nach § 
147 KVG LSA angeordnet, dass der Stadtrat nach Aufhebung der Beschlüsse die 
Unzulässigkeit des Bürgerbegehrens festzustellen hat. Zudem wurde die 
kommunalaufsichtliche Ersatzvornahme nach § 148 KVG LSA angedroht. Die ausführliche 
Verfügung nebst Begründung wird dieser Vorlage als Anlage 1 beigefügt.  

Es besteht die Möglichkeit, dass die Stadt Köthen (Anhalt) die Verfügung nach § 154 KVG 
LSA anficht. Hierzu müsste durch die Stadt Köthen (Anhalt) zunächst innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe der Verfügung ein verwaltungsrechtliches 
Widerspruchsverfahren eingeleitet werden. Zuständig für die Entscheidung, ob Widerspruch 
einzulegen ist, ist nach § 45 Abs. 2 Nr. 19 KVG LSA die Vertretung. Über die Aufhebung der 
oben benannten Beschlüsse ist derzeit noch nicht zu befinden, da die Widerspruchsfrist 
noch nicht ablaufen ist.

Einem etwaigen Widerspruch der Kommune gegen die kommunalaufsichtliche Verfügung 
des Landkreises Anhalt-Bitterfeld werden seitens der Verwaltung keine Erfolgsaussichten 
beigemessen, da das Bürgerbegehren keinen ausreichenden von § 26 KVG LSA 
geforderten Kostendeckungsvorschlag enthielt und damit die Verfügung des Landkreises 
Anhalt-Bitterfeld rechtmäßig ist. Zur Begründung wird als Anlage 2 nochmals der 
Prüfvermerk der Verwaltung beigefügt; im Übrigen wird auch auf die aus Sicht der 
Verwaltung zutreffende Rechtsauffassung der Kommunalaufsichtsbehörde (Anlage 1) 
verwiesen. 

Damit fehlt eine wesentliche Voraussetzung des Bürgerbegehrens; sodass das 
Bürgerbegehren unzulässig ist. Ein politischer Ermessenspielraum steht der Vertretung 
insoweit nicht zu.

Empfehlung



Die Verwaltung empfiehlt aus diesen Gründen, dass der Stadtrat beschließt, gegen die 
kommunalaufsichtlichen Entscheidungen des Landkreises Anhalt-Bitterfeld vom 09.06.2017 
keinen Widerspruch einzulegen.  

              
































Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 1 - Verfügung des LK ABI vom 09.06.2017.pdf
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                                                                                                                      ANLAGE 2 


I. Sachverhalt 


 


1. Am 03.01.2017 übergab Herr Hartmut Stahl dem Vorsitzenden des Stadtrates, Herrn 


Dr. Werner Sobetzko, einen Ordner mit Listen zum „Bürgerbegehren Fasanerie / Ziethe-


Busch““. Noch am selben Tage legte Herr Dr. Sobetzko die Unterschriftenlisten dem Stellver-


treter des Oberbürgermeisters, Herrn Alexander Frolow, vor.  


 


Den Unterschriftenlisten ist ein Schreiben der Herren Hartmut Stahl und Dr. Wolfgang Gahler 


vom 03.01.2017 an den Vorsitzenden des Stadtrates beigefügt. In der Betreffzeile heißt es: 


 


„Übergabe der Unterlagen zum Bürgerbegehren „Fasanerie / Ziethebusch“. 


 


Dem Anschreiben selbst sind als Anlagen ein als Begehungsprotokoll v. 24.08.2016 be-


zeichnetes Schriftstück sowie ein von den Herren Stahl und Dr. Gahler unterzeichnetes und 


mit der Überschrift „Bürgerbegehren an den Stadtrat der Stadt Köthen (Anhalt) nach  § 26 


KVG LSA zur Herbeiführung eines Bürgerentscheids nach § 27 KVG LSA“ versehenes 


Schreiben beigefügt.  


Der weitere Inhalt der Schriftstücke muss hier nicht wiedergegeben werden, er kann der An-


lage entnommen werden.  


 


2. Die beigefügten Unterschriftenlisten haben folgenden wörtlichen Inhalt: 


 


Bürgerbegehren  nach § 26 KVG LSA zur Herbeiführung eines Bürgerentscheids nach 


§ 27 KVG LSA 


Angelegenheit : Fasanerie und Ziethe-Busch in Köthen - vollumfängliche Aussetzung der 


Abholzungs-, Durchforstungs- u. Verjüngungsmaßnahmen  


Beginn der Unterschriftensammlung nach § 26 Abs. 4 KVG LSA: ab 18. August 2016 


 


 


Sachdarstellung: 


Die „Fasanerie" - denkmalgeschützter  Landschaftspark im Herzen der Stadt Köthen - be-


wegt seit Jahren die Gemüter. Sei es durch umfallende Bäume, Vernässung. Kahlschlag­ 


und Abholzungsmaßnahmen  oder beabsichtigte Aufforstungen. Gegen die auf Einzelflächen 


von einem halben Hektar geplanten Kahlschläge wurde im März 201 1 eine Unterschriften-


sammlung gestartet. Der Stadtrat hat die damaligen Forderungen der Bürger weitestgehend 


angenommen (Beschlussvorlage 2011109/1). jedoch mit der Beschlussvorlage 2012005/5  
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(1) das Betriebswerk für den Forstbetrieb „Stadtwald Köthen" zur Kenntnis genommen und in 


Bezug auf die Fasanerie u. a. beschlossen, dass deren Betreuung in den nächsten 10 Jah-


ren ausschließlich unter forstwirtschaftlichen Gesichtspunkten erfolgt. Natur- und denkmal-


fachliche sowie kulturelle Belange bleiben unberücksichtigt. Es soll ein Waldumbau aus-


schließlich unter ertragswirtschaftlichen Kriterien erfolgen. Insgesamt soll auf den Flächen 


laut Betriebswerk innerhalb von 10 Jahren eine Gesamtnutzung von 2.537 


Erntefestmetern gezogen (eingeschlagen) werden. Erste Maßnahmen im Winterhalbjahr 


2015/201 6 haben in der Fasanerie entgegen geltender Beschlusslage zu einem Kahlschlag 


auf einer Fläche von ca. 0.5 Hektar sowie in weiten Teilen (insges. ca. 25.000 qm) zu Ver-


wüstungen und Zerstörungen, u. o. durch Anlage von Rückegassen, geführt. Für den 


Herbst/Winter 2016/201 7 sind weitere Maßnahmen auf einer Fläche von 8,7 Hektar (87.000 


qm) vorgesehen. Damit dürften weitere unkontrollierte und großflächige Zerstörungen von 


unwiederbringlichem Lebensraum und Habitaten diverser Vogel-, Insekten- und Fleder-


mausarten zur Tatsache werden. Diese Vorgehensweise wird zum einen der ökologischen 


und kulturellen Bedeutung sowohl der Fasanerie als auch des Ziethebusches  nicht ansatz-


weise gerecht, zum anderen in weiten Teilen der Bürgerschaft - wenn auch vielleicht forst-


wirtschaftlich noch für sinnvoll erachtet - in der ganzheitlichen Perspektive jedoch für falsch 


gehalten und mit Unverständnis begegnet. 


Deshalb soll mittels eines Bürgerentscheids über folgende mit Ja oder Nein zu beantworten-


de Frage (Sachentscheidung) abgestimmt werden.  


 


Sachentscheidung: 


Stimmen Sie dafür, dass sämtliche. u. a. auch die nach dem Betriebswerk für den Forstbe-


trieb für den Stadtwald Köthen mit Gültigkeit 01 .01 .201 2 bis 31 .12.2021  (Betriebsnummer  


74) insbesondere und speziell für die Flächen und Baumbestände des „Ziethe-Busches" und 


der „Fasanerie" geplanten Abholzungs- , Durchforstungs- und Verjüngungsmaßnahmen bis 


längstens 31 . Dezember 2018 ausgesetzt werden, um danach unter Berücksichtigung  


natur-, arten- und denkmalschutzfachlicher Erhaltungs-, Pflege- und Schutzkonzeptionen, die 


zwischenzeitlich unter Mitwirkung von Natur- und Denkmalschutzverwaltungen sowie Fach-


organisationen des Naturschutzes zu erstellen sind, in Verantwortung eines aus einem  


breiten Interessenkreis zu bildenden Lenkungs- und Entscheidungsgremiums unter Berück-


sichtigung der in den Konzeptionen festgelegten Sachverhalte, Kriterien und Aspekte  


fortgeführt, geändert und/oder neu aufgenommen zu werden? (Ja / Nein) 


 


Kostendeckung: 


Für die Einstellung der im Betriebswerk für den Forstbetrieb Stadtwald Köthen mit Gültigkeit 


01.01.2012 bis 31.12.2021 (Betriebsnummer 74) für die genannten Flächen und Bestände 
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vorgesehenen Maßnahmen des Betreuungsforstamtes Dessau entstehen der Kommune 


keine Kosten. Im Gegenteil: Die im Winterhalbjahr 2015/2016 durchgeführten und in der brei-


ten Bevölkerung zu Empörung und Missmut geführten Aktivitäten waren defizitär (Informati-


onsvorlage 2016081/l). Auch die geplanten Maßnahmen für den Herbst/Winter 2016/2017 


weisen ein Defizit (Minusbetrag) von 2.742,80 EUR aus. 


Weitere Einsparungen entstehen der Stadt durch die Ersparnis indirekter Kosten (Personal- 


und  Sachaufwand). 


 


Soweit der Stadtrat das Erfordernis der zu erstellenden Erhaltungs-, Pflege- und Schutzkon-


zeptionen nicht erkennt und somit die notwendigen Mittel nicht oder nicht vollumfänglich be-


reitstellen will oder kann, erfolgt auf Initiative der Bürgerbewegung die Gegenfinanzierung  


durch Einwerbung freiwilliger  Leistungen der Bürger sowie von regionalen und überregiona-


len Organisationen und Körperschaften (Spenden und Sponsoring). Darüber hinaus haben 


sich Vertreter von Fachorganisationen des Naturschutzes bereiterklärt, an den Konzeptionen 


ehrenamtlich bzw. gegen Auslagenersatz mitzuwirken. Die Thematik hat mittlerweile über 


Stadt- und Landkreisgrenzen hinausgehende Aufmerksamkeit gefunden. 


 


Interessenvertretung: 


Herr Hans-Joachim Scholz, Herr Dr. Wolfgang Gehler und Herr Hartmut Stahl - alle wohnhaft 


in Köthen (Anhalt) und den Beteiligten persönlich bekann - sollen das Anliegen einzeln ge-


genüber dem Stadtrat und der Verwaltung auch im Namen der Unterzeichner vertreten (§ 26 


Abs. 3 S. 3 KVG LSA).  


 


Initiator: Bürgerbündnis für Köthen (Anhalt) e.V.  


Liste Nr.: Ziffer/ 2016  (nur gültig mit Originalunterschrift eines Interessenvertreters),  


Sammelstelle der Listen: Schwarzes Ross, Neustädter Platz 14, 06366 Köthen (Anhalt) 


 


Es folgen auf der Rückseite die handschriftlichen Angaben der Unterstützer des Bürgerbe-


gehrens. 


 


II. Zulässigkeit des Bürgerbegehrens 
 


1.  Der Wortlaut der mit dem Bürgerbegehren verbundenen Fragestellung 


 


„Stimmen Sie dafür, dass sämtliche. u. a. auch die nach dem Betriebswerk für den Forst-


betrieb für den Stadtwald Köthen mit Gültigkeit 01 .01 .201 2 bis 31 .12.2021  (Betriebs-


nummer  74) insbesondere und speziell für die Flächen und Baumbestände des „Ziethe-


Busches" und der „Fasanerie" geplanten Abholzungs- , Durchforstungs- und Verjün-
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gungsmaßnahmen bis längstens 31. Dezember 2018 ausgesetzt werden, um danach un-


ter Berücksichtigung natur-, arten- und denkmalschutzfachlicher Erhaltungs-, Pflege- und 


Schutzkonzeptionen, die zwischenzeitlich unter Mitwirkung von Natur- und Denkmal-


schutzverwaltungen sowie Fachorganisationen des Naturschutzes zu erstellen sind, in 


Verantwortung eines aus einem breiten Interessenkreis zu bildenden Lenkungs- und Ent-


scheidungsgremiums unter Berücksichtigung der in den Konzeptionen festgelegten 


Sachverhalte, Kriterien und Aspekte fortgeführt, geändert und/oder neu aufgenommen zu 


werden? (Ja / Nein)“ 


 


als auch der Wortlaut der Ausführungen unter dem Stichpunkt „Sachdarstellung“  


 


  „Für den Herbst/Winter 2016/201 7 sind weitere Maßnahmen auf einer Fläche von 8,7 


Hektar (87.000 qm) vorgesehen. Damit dürften weitere unkontrollierte und großflächige 


Zerstörungen von unwiederbringlichem Lebensraum und Habitaten diverser Vogel-, In-


sekten- und Fledermausarten zur Tatsache werden.“ 


 


sind geeignet, den Eindruck erwecken, dass sich das Bürgerbegehren einerseits gegen den 


Beschluss des Stadtrates vom 21.06.2012 (2012005/(5) über das Forstliche Einrichtungs-


werk für die Waldflächen der Stadt Köthen (Anhalt), Betriebswerk für den Forstbetrieb 


„Stadtwald Köthen“, bzw. gegen den Beschluss des Bau-, Sanierungs- und Umweltaus-


schusses des Stadtrates der Stadt Köthen (Anhalt) vom 14.07.2016 über forstwirtschaftliche 


Maßnahmen 2016/2017 in der Fasanerie, bekanntgegeben im Amtsblatt Nr. 8/ 2016 der 


Stadt Köthen (Anhalt) vom 26.08.2016, richtet und anderseits auf das Ziel der Durchführung 


einer Maßnahme, namentlich der Erstellung natur-, arten- und denkmalschutzfachlicher Er-


haltungs-, Pflege- und Schutzkonzeptionen, unter Mitwirkung von Natur- und Denkmal-


schutzverwaltungen sowie Fachorganisationen des Naturschutzes, abzielt.  


 


 


Das Bürgerbegehren vereint in sich also zwei wesentliche Ziele: 


 


Zum einen geht es darum, dass sämtliche u. a. auch die nach dem Betriebswerk für den 


Forstbetrieb „Stadtwald Köthen“ mit Gültigkeit 01 .01 .201 2 bis 31 .12.2021  (Betriebsnum-


mer 74)  für die Flächen und Baumbestände des „Ziethe-Busches" und der „Fasanerie" ge-


planten Abholzungs-, Durchforstungs- und Verjüngungsmaßnahmen bis längstens 31. De-


zember 2018 zumindest ausgesetzt werden. 
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Zum anderen fordert das Bürgerbegehren die  Erstellung (neuer) natur-, arten- und denkmal-


schutzfachlicher Erhaltungs-, Pflege- und Schutzkonzeptionen, unter Mitwirkung von Natur- 


und Denkmalschutzverwaltungen sowie Fachorganisationen des Naturschutzes.  


 


Diese Differenzierung ist ggf. auch bei der Prüfung der Zulässigkeit des Bürgerbegehrens zu 


beachten. Gleichwohl ist ein Bürgerbegehren nicht nur gegen Beschlüsse der Vertretung 


möglich sondern kann auch dazu dienen, die Kommunalverwaltung zu einer bestimmten 


Maßnahme zu veranlassen.  


 


2. Maßgeblicher Zeitpunkt für die Beurteilung der Zulässigkeit des Bürgerbegehrens ist 


die Sach- und Rechtslage am Tag des Antrageingangs (vgl. Miller/Wiegand in: Kommunal-


verfassungsgesetz des Landes  Sachsen-Anhalt, Stand: 07/2016, § 26 S.15), vorliegend also 


der 03.01.2017. Nach diesem Datum eingereichte Unterschriften oder anderweitige gesetz-


lich vorgeschriebene Kriterien können nur noch in Form eines neuen Bürgerbegehrens be-


rücksichtigt werden (vgl. Miller/ Wiegand, a. a. O., § 26 S. 15). 


 


3.  Rechtsgrundlage des Bürgerbegehrens ist § 26 KVG LSA. Gemäß § 26 Abs. 1 Satz 


1 KVG LSA können die Bürger mit einem Bürgerbegehren beantragen, dass sie über eine 


Angelegenheit der Kommune selbst entscheiden. Ziel ist die Herbeiführung eines Bürgerent-


scheids gemäß § 27 KVG LSA. Das Bürgerbegehren ist an strenge, unabdingbare formelle 


Voraussetzungen geknüpft.  


So können Gegenstand eines Bürgerbegehrens nur Angelegenheiten des eigenen Wir-


kungskreises der Kommune sein, die in der Entscheidungszuständigkeit der Vertretung lie-


gen und zu denen nicht innerhalb der letzten zwei Jahre ein Bürgerentscheid durchgeführt 


worden ist (§ 26 Abs. 2 S.1 KVG LSA).  Das Bürgerbegehren muss die begehrte Sachent-


scheidung in Form einer mit Ja oder Nein zu beantwortenden Frage, eine Begründung und 


einen gesetzmäßigen Vorschlag für die Deckung der mit der Ausführung der Sachentschei-


dung verbundenen Kosten enthalten (§ 26 Abs. 3 Satz 1 KVG LSA). Es muss bis zu drei 


Personen benennen, die berechtigt sind, die Unterzeichner zu vertreten (§ 26 Abs. 3 Satz 2 


KVG LSA). Das Bürgerbegehren ist schriftlich einzureichen (§ 26 Abs. 5 Satz 1 KVG LSA) 


und muss – im Falle der Stadt Köthen (Anhalt) – von mindestens 10 Prozent höchstens je-


doch von 2.000 stimmberechtigten Bürgern unterzeichnet sein (§ 26 Abs. 4 2. Alt. KVG LSA). 


Auf die Einhaltung der Sechs-Wochen-Frist gemäß § 26 Abs. 5 Satz 2 KVG LSA kommt es 


dann an, wenn sich das Bürgerbegehren (zumindest auch) gegen einen Beschluss des 


Stadtrates richtet, der ortsüblich bekannt gegeben worden ist. 
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4. Die Einhaltung des Quorums wird gesondert festgestellt und ist Gegenstand einer   


Prüfung, anhand des Wählerverzeichnisses.  Antragsberechtigt sind gemäß § 26 Abs. 1, 


Abs. 4 KVG LSA die gemäß §§ 21 Abs. 2, 23 Abs. 1 KVG LSA stimmberechtigten Bürger.  


Die auf den Unterschriftenlisten dafür vorgesehenen Angaben sind gemäß 


§ 56 Satz 2 KWG LSA (Name, Vorname, Anschrift, Tag der Geburt) grundsätzlich erforder-


lich aber auch ausreichend. Für die Prüfung ist auch hier der Tag des Einganges des An-


trags maßgeblich (§ 56 Sätze 1 und 3 KWG LSA). Sollten im Einzelfall unvollständige Anga-


ben gemacht worden sein, ist die Stadt Köthen (Anhalt) nicht verpflichtet, diese Angaben zu 


ergänzen, da das Gesetz die Beibringung der geforderten Nachweise durch die Bürger vor-


schreibt (vgl. VG Halle, Beschluss vom 20.10.1998 – B 1 K 1461/98 –). 


 


5. Antragsberechtigt sind gemäß § 26 Abs. 1, Abs. 4 KVG LSA die nach §§ 21 Abs. 2, 


23 Abs. 1 KVG LSA stimmberechtigten Bürger. 


 


6. Unzweifelhaft ist die Schriftform gewahrt. Über die Angelegenheit, die das Bürgerbe-


gehren zum Gegenstand hat, ist innerhalb der letzten zwei Jahre auch kein Bürgerentscheid 


aufgrund eines Bürgerbegehrens durchgeführt worden.  


 


7. Insbesondere handelt es sich nicht um eine Angelegenheit des übertragenen Wir-


kungskreises und auch nicht um eine Angelegenheit, die kraft Gesetzes dem Bürgermeister 


obliegt (§ 26 Abs. 2 i.V.m. §§ 6, 66 Abs. 1, Abs. 4 KVG LSA). 


Alle Maßnahmen im Zusammenhang mit der „Fasanerie“ und dem „Ziethe-Busch“, die aus 


dem Betriebswerk für den Forstbetrieb für den Stadtwald Köthen resultieren, folgen im We-


sentlichen aus der Eigentümerstellung.  Sie dienen nicht nur dem Erhalt, der Bestandspflege 


und Entwicklung der Gebiete sondern primär auch der Verkehrssicherung und sind daher 


ohne Zweifel schon aus diesem Grund eine Angelegenheit der Gemeinde. Denn die Pflicht 


zur Verkehrssicherung – jedenfalls soweit es die Wege im Inneren der Bereiche betrifft – 


entspringt möglicherweise ohnehin allein nur der Eigentümerstellung der Stadt Köthen (An-


halt) und ist deshalb nicht einmal zwingend als staatliche/hoheitliche Angelegenheit zu quali-


fizieren. Aber selbst wenn es sich bei den Wegen um öffentliche Straßen im Sinne des § 2 


Abs. 1 StrG LSA handeln sollte – für die Gemeindestraßen entlang der Fasanerie (Fasane-


rieallee, Joachimiallee) trifft dies in jedem Falle zu – und deshalb die Verkehrssicherung ge-


mäß § 10 Abs. 1 StrG LSA eine hoheitliche Tätigkeit darstellt, ist diese als pflichtige Selbst-


verwaltungsaufgabe dem eigenen Wirkungskreis gemäß § 5 KVG LSA zuzuordnen (vgl. 


Reich in: Kommunalverfassung für das Land Sachsen-Anhalt ,  § 4 Rdnr. 3). 
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Auch der Umstand, dass es sich zumindest bei der „Fasanerie“ aufgrund der Verordnung 


vom 17.11.2009 um einen gemäß §§ 29, 35, 39 NatSchG LSA geschützten Landschaftsbe-


standteil handelt, ändert hieran nichts sondern führt allenfalls dazu, dass die Stadt als 


Grundeigentümer und Nutzungsberechtigte gemäß § 57 Abs. 1 NatSchG LSA dazu verpflich-


tet ist, Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen für den geschützten Landschaftsbestandteil, 


welche durch die Naturschutzbehörden auf Grundlage eines Pflege- und Entwicklungsplanes 


ergriffen werden, der unter ihrer Beteiligung zustande kommen muss und die Maßnahmen 


flurstücksgenau und verbindlich regelt, zu dulden.  Sie wird gleichsam dazu verpflichtet, 


eventuell in eigener Regie ersonnene Maßnahmen gemäß § 4 der Verordnung mit der Na-


turschutzbehörde abzustimmen, was einem Genehmigungsvorbehalt gleichkommt, da diese 


ansonsten gemäß § 3 der Verordnung verboten wären.  


Soweit das Begehren also auch darauf abzielt, neue natur-, arten- und denkmalschutzfachli-


che Erhaltungs-, Pflege- und Schutzkonzeptionen erstellen zu lassen, muss dies in Abstim-


mung und mit Zustimmung der Naturschutzbehörde erfolgen, da sie ansonsten wertlos sind, 


weil sie ohne deren Genehmigung nicht - ohne gegen ein Verbot zu verstoßen - umsetzbar 


wären.   


 


Zwar dürften zumindest notwendige Maßnahmen zur Verkehrssicherung als Geschäfte der 


laufenden Verwaltung in der Regel in die Zuständigkeit des Bürgermeisters fallen (§ 66 Abs. 


4 KVG LSA). Mit Blick auf den Umfang der notwendigen Maßnahmen und der damit verbun-


denen Kosten, liegt hier jedoch kein Geschäft der laufenden Verwaltung vor. 


 


8. Ferner steht dem Bürgerbegehren auch nicht die Vorschrift des § 26 Abs. 2 Satz 2 


Nr. 1 bis 8 KVG LSA entgegen. Danach können die dort abschließend aufgezählten Sach-


verhalte nicht Gegenstand eines Bürgerentscheids sein.  


 


8.1 Insbesondere liegt mit dem Bürgerbegehren kein Verstoß gegen § 26 Abs. 2 Satz 2 


Nr. 3 KVG LSA vor. Demnach ist ein Bürgerbegehren unzulässig über die Haushaltssatzung, 


einschließlich der Haushaltspläne. Auch ein Bürgerbegehren, welches sich materiell auf den 


Haushalt auswirkt, kann über die Hausaltssatzung unzulässig sein. Ob dies der Fall ist, dürf-


te abhängig sein von der Höhe der notwendigen Aufwendungen im Verhältnis zum Umfang 


der insgesamt zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel. Kaum zweifelhaft dürfte sein, dass 


die Erstellung neuer natur-, arten- und denkmalschutzfachlicher Erhaltungs-, Pflege- und 


Schutzkonzeptionen mit Kosten verbunden sein dürfte. Wie dem Entwurf des Haushaltspla-


nes des Landkreises Anhalt-Bitterfeld für das Haushaltsjahr 2017 zu entnehmen ist, veran-


schlagt dieser für die Erstellung eines eigenen Pflege- und Entwicklungsplanes in Entspre-


chung seiner Verordnung über die Festsetzung der „Fasanerie Köthen“ als geschützten 
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Landschaftsbestandteil allein Kosten in Höhe von 50.000 Euro. Die Initiatoren des Bürgerbe-


gehrens selber machen zu den voraussichtlichen Kosten der von ihnen begehrten Maßnah-


men keine konkreten Angaben. Geht man von den Angaben in der Haushaltsplanung des 


Landkreises aus, so sind diese zwar erheblich, in Anbetracht des Haushaltsvolumens gemäß 


des Entwurfs zum Haushaltsplan der Stadt Köthen (Anhalt) für das Haushaltsjahr 2017 je-


doch noch nicht so hoch, dass man von einer Einflussnahme auf den Gesamtbestand des 


Haushaltes sprechen kann, die das Gleichgewicht des gesamten Haushaltes stört und in 


einer Art und Weise zu einer Neuordnung des Gesamtgefüges zwingt, die zu einer wesentli-


chen Beeinträchtigung des Budgetrechts der Vertretung führen würde. Folglich liegt kein 


Verstoß gegen § 26 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 KVG LSA vor. 


 


8.2 Die Frage, nach dem Sinn solcher Maßnahmen in Anbetracht einer parallel vorgese-


henen Planung seitens der zuständigen Naturschutzbehörde stellt sich jedoch im Zusam-


menhang mit  § 26 Abs. 2 Satz 2 Nr. 8 KVG LSA. Es könnte sich vorliegend um ein Begeh-


ren handeln, welches ein gesetzwidriges Ziel verfolgt, da mit der Durchführung der begehr-


ten Maßnahme ein Verstoß gegen den Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 


(§ 98 Abs. 2 KVG LSA) vorliegen könnte, weil die Erstellung neuer natur-, arten- und denk-


malschutzfachlicher Erhaltungs-, Pflege- und Schutzkonzeptionen tatsächlich mit erheblichen 


Kosten verbunden sein dürfte. Wie bereits erwähnt, ist dem Entwurf des Haushaltsplanes 


des Landkreises Anhalt-Bitterfeld für das Haushaltsjahr 2017 zu entnehmen, dass dieser für 


die Erstellung eines eigenen Pflege- und Entwicklungsplanes in Entsprechung seiner Ver-


ordnung über die Festsetzung der „Fasanerie Köthen“ als geschützten Landschaftsbestand-


teil allein Kosten in Höhe von 50.000 Euro veranschlagt.  


Bei der Beurteilung der Frage, ob die Erstellung davon losgelöster, ohnehin genehmigungs-


bedürftiger Konzepte folglich eine Maßnahme wäre, welche gegen den Grundsatz der Wirt-


schaftlichkeit und Sparsamkeit und damit gegen ein gesetzliches Gebot verstößt, ist den Ini-


tiatoren eines Bürgerbegehrens jedoch der gleiche Spielraum zuzugestehen, wie der Kom-


mune selbst. Und hinsichtlich des Gebots, den Haushalt wirtschaftlich und sparsam zu füh-


ren, haben die Kommunen einen weitgehenden, der gerichtlichen Überprüfung nur ein-


schränkend zugänglichen Beurteilungsspielraum (vgl. Miller/Wiegand in: Kommunalverfas-


sungsgesetz des Landes  Sachsen-Anhalt, Stand: 07/2016, § 98 S.5).  Rechtswidrig ist eine 


Maßnahme nur dann, wenn sie mit den Grundsätzen vernünftigen Wirtschaftens schlechthin 


unvereinbar ist oder wenn der Entscheidungsfreiraum in nicht mehr vertretbarer Weise über-


schritten wurde (vgl. Miller/Wiegand in: Kommunalverfassungsgesetz des Landes  Sachsen-


Anhalt, Stand: 07/2016, § 26 S.8). Davon kann vorliegend jedoch nicht ausgegangen wer-


den, denn die Tatsache, dass die Naturschutzbehörde eine Planung vornehmen möchte, 
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entbindet auch die Stadt nicht von der Möglichkeit eigene Planungen genehmigungsfähig zu 


erstellen. Zumal dann nicht, wenn sie es sich wirtschaftlich leisten kann.  


 


Auch der Umstand, dass die Stadt Köthen (Anhalt) sich zu Zeitpunkt des Bürgerbegehrens 


noch in der vorläufigen Haushaltsführung befindet und somit den Beschränkungen des § 104 


KVG LSA unterliegt, begründen keinen Verstoß gegen § 26 Abs. 2 Satz 2 Nr. 8 KVG LSA.  


Denn zum einen ist für die Erstellung einer Konzeption durch das Begehren ein Zeithorizont 


vorgegeben, innerhalb dessen von der Planwirksamkeit der hierfür benötigten Mittel ausge-


gangen werden kann und zum anderen, besteht für Maßnahmen zur Verkehrssicherung oh-


nehin eine rechtliche Verpflichtung wie auch dafür, diese auf Grundlage eines mit der Natur-


schutzbehörde abgestimmten und genehmigten Pflege- und Entwicklungsplanes durchzufüh-


ren.  


 


9. Das Bürgerbegehren muss gemäß § 26 Abs. 5 KVG LSA bis zu drei Personen be-


nennen, die berechtigt sind die Unterzeichner zu vertreten, eine mit Ja oder Nein zu beant-


wortende Fragestellung, eine Begründung und einen durchführbaren Vorschlag für die De-


ckung der Kosten enthalten. Alle diese Angaben müssen sich auf jeder Unterschriftenliste 


mit der Überschrift „Bürgerbegehren“ oder „Antrag auf Bürgerentscheid“ befinden (VG Mag-


deburg, LKV 2004 S. 526). Bei der Prüfung des Quorums wird das Vorliegen dieser Voraus-


setzungen ebenfalls geprüft. Die inhaltliche Prüfung erfolgt hier. 


 


Die Fragestellung 


 


Stimmen Sie dafür, dass sämtliche. u. a. auch die nach dem Betriebswerk für den Forst-


betrieb für den Stadtwald Köthen mit Gültigkeit 01 .01 .201 2 bis 31 .12.2021  (Betriebs-


nummer  74) insbesondere und speziell für die Flächen und Baumbestände des „Ziethe-


Busches" und der „Fasanerie" geplanten Abholzungs- , Durchforstungs- und Verjün-


gungsmaßnahmen bis längstens 31 . Dezember 2018 ausgesetzt werden, um danach 


unter Berücksichtigung natur-, arten- und denkmalschutzfachlicher Erhaltungs-, Pflege- 


und Schutzkonzeptionen, die zwischenzeitlich unter Mitwirkung von Natur- und Denkmal-


schutzverwaltungen sowie Fachorganisationen des Naturschutzes zu erstellen sind, in 


Verantwortung eines aus einem breiten Interessenkreis zu bildenden Lenkungs- und Ent-


scheidungsgremiums unter Berücksichtigung der in den Konzeptionen festgelegten 


Sachverhalte, Kriterien und Aspekte fortgeführt, geändert und/oder neu aufgenommen zu 


werden? (Ja / Nein) 
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Ist schwer verständlich und erschließt sich erst nach mehrmaligem Lesen. Dennoch kann sie 


entsprechend den gesetzlichen Vorgaben  mit Ja oder mit Nein beantwortet werden. Ferner 


ist die Frage so formuliert, dass das mit dem Bürgerbegehren verfolgte Ziel im Bürgerent-


scheid mit der Antwort „Ja“ unterstützt werden kann.  


 


Schließlich wurden mit Herrn Scholz, Herrn Stahl und Herrn Dr. Gahler  auch auf den Unter-


schriftenlisten selbst die Personen benannt, die berechtigt sind, die Unterzeichner des Bür-


gerbegehrens zu vertreten. Die Höchstgrenze von bis zu drei Personen wurde eingehalten. 


 


10. Das Bürgerbegehren ist auch nicht deshalb unzulässig, weil es keine (ausreichende) 


Begründung enthält. Eine schriftliche Begründung gehört gemäß § 26 Abs. 3 Satz 1 KVG 


LSA zum notwenigen Inhalt des Bürgerbegehrens und muss sich deshalb auf jeder Liste der 


Unterzeichnungen wiederfinden (vgl. VG Magdeburg, Urteil vom 12.05.2004 – 9 A 458/03 


MD –). Deshalb müssen auch die Gründe aus dem Schreiben der Herren Dr. Gahler und 


Stahl vom 03.01.2017 nebst Anlagen außer Betracht bleiben; maßgeblich ist allein der Inhalt 


der Unterschriftenlisten, da nur diese von den Unterstützern des Bürgerbegehrens unter-


zeichnet wurden. An die Begründung werden keine besonderen gesetzlichen Anforderungen 


gestellt. Die Begründung kann kurz sein. Auch auf die Richtigkeit der Begründung kommt es 


nicht an, die in der Begründung dargestellten Fakten müssen jedoch nach herrschender 


Meinung zutreffend sein (vgl. Miller/Wiegand in: Kommunalverfassungsgesetz des Landes  


Sachsen-Anhalt, Stand: 07/2016, § 26 S.12). Eine gewisse Überzeichnung kann hingenom-


men werden, weil sich die Gegenposition in der offenen Auseinandersetzung vor der Ab-


stimmung ebenfalls Gehör verschaffen können muss. Die Begründung dient dazu, die Unter-


zeichner über den Sachverhalt und die Argumente der Initiatoren aufzuklären. Die Begrün-


dung muss auf die Fragestellung eingehen; aus ihr muss sich zumindest die Zielrichtung des 


Bürgerbegehrens ergeben (vgl. Miller/Wiegand in: Kommunalverfassungsgesetz des Landes  


Sachsen-Anhalt, Stand: 07/2016, § 26 S.11). Die Begründung ist damit in erster Linie als rein 


formale Voraussetzung anzusehen. Diese liegt auch vor, denn die unter der Überschrift 


„Sachdarstellung“ folgenden Ausführungen, 


 


Die „Fasanerie" - denkmalgeschützter  Landschaftspark im Herzen der Stadt Köthen - 


bewegt seit Jahren die Gemüter. Sei es durch umfallende Bäume, Vernässung. Kahl-


schlag­ und Abholzungsmaßnahmen  oder beabsichtigte Aufforstungen. Gegen die auf 


Einzelflächen von einem halben Hektar geplanten Kahlschläge wurde im März 201 1 eine 


Unterschriftensammlung gestartet. Der Stadtrat hat die damaligen Forderungen der Bür-


ger weitestgehend angenommen (Beschlussvorlage 2011109/1). jedoch mit der Be-


schlussvorlage 2012005/5  (1) das Betriebswerk für den Forstbetrieb „Stadtwald Köthen" 
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zur Kenntnis genommen und in Bezug auf die Fasanerie u. a. beschlossen, dass deren 


Betreuung in den nächsten 10 Jahren ausschließlich unter forstwirtschaftlichen Gesichts-


punkten erfolgt. Natur- und denkmalfachliche sowie kulturelle Belange bleiben unberück-


sichtigt. Es soll ein Waldumbau ausschließlich unter ertragswirtschaftlichen Kriterien er-


folgen. Insgesamt so!I auf den Flächen laut Betriebswerk innerhalb von 10 Jahren eine 


Gesamtnutzung von 2.537 


Erntefestmetern gezogen (eingeschlagen) werden. Erste Maßnahmen im Winterhalbjahr 


2015/201 6 haben in der Fasanerie entgegen geltender Beschlusslage zu einem Kahl-


schlag auf einer Fläche von ca. 0.5 Hektar sowie in weiten Teilen (insges. ca. 25.000 qm) 


zu Verwüstungen und Zerstörungen, u. o. durch Anlage von Rückegassen, geführt. Für 


den Herbst/Winter 2016/201 7 sind weitere Maßnahmen auf einer Fläche von 8,7 Hektar 


(87-.000 qm) vorgesehen. Damit dürften weitere unkontrollierte und großflächige Zerstö-


rungen von unwiederbringlichem Lebensraum und Habitaten diverser Vogel-, Insekten- 


und Fledermausarten zur Tatsache werden. Diese Vorgehensweise wird zum einen der 


ökologischen und kulturellen Bedeutung sowohl der Fasanerie als auch des Ziethebu-


sches  nicht ansatzweise gerecht, zum anderen in weiten Teilen der Bürgerschaft - wenn 


auch vielleicht forstwirtschaftlich noch für sinnvoll erachtet - in der ganzheitlichen Per-


spektive jedoch für falsch gehalten und mit Unverständnis begegnet. 


Deshalb soll mittels eines Bürgerentscheids über folgende mit Ja oder Nein zu beantwor-


tende Frage (Sachentscheidung) abgestimmt werden.  


 


erfüllen diese Voraussetzungen.  


 


11. Das Bürgerbegehren ist jedenfalls deshalb unzulässig, weil es an einem nach den 


gesetzlichen Bestimmungen durchführbaren Vorschlag für die Deckung der Kosten der ver-


langten Maßnahme fehlt (§ 26 Abs. 3 Satz 1 KVG LSA). 


 


Der Vorschlag für die Deckung der Kosten soll eine hinreichende Entscheidungsgrundlage 


für die Bürger bereitstellen, indem diese darüber informiert werden, welche Tragweite und 


Konsequenzen die begehrte Entscheidung für die finanzielle Lage der Gemeinde hat, gleich-


zeitig dient er dem Interesse an der Kostenneutralität des Bürgerbegehrens. Daher muss 


der Kostendeckungsvorschlag grundsätzlich konkrete Feststellungen zu den voraussichtli-


chen Kosten (einschließlich von Einnameausfällen) enthalten sowie die Beschreibung der – 


nicht gegen rechtliche Bestimmungen verstoßenden – Mittel und Wege, auf denen die Kos-


ten aufgebracht bzw. die Einsparungen verwirklicht werden sollen (vgl. OVG Magdeburg, 


LKV 2014, S. 424). Ein solcher Finanzierungsvorschlag wird vom Gesetz auch verlangt, da 


andernfalls ein Beschluss der Bürgerschaft unter Umständen von der Kommunalaufsicht 







Seite 12 von 15 


beanstandet werden müsste, weil finanzielle Mittel zur Durchführung des Vorschlages weder 


im Haushaltsplan enthalten sind noch im Wege einer Nachtragssatzung zur Verfügung ge-


stellt werden können (vgl. Lübking/Beck, Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt, 


Stand: 12/2010, § 25 Rdnr. 7). Dabei muss der Kostendeckungsvorschlag – zumindest über-


schlägig, ggf. geschätzt, aber schlüssig – die Kosten angeben, um deren Deckung es geht, 


inklusive der Folgekosten (vgl. Miller/Wiegand in: Kommunalverfassungsgesetz des Landes  


Sachsen-Anhalt, Stand: 07/2016, § 26 S. 12 ; Franz, Kommunalrecht Sachsen-Anhalt, 1. 


Aufl. 2004, S. 254.   


 


Gleichzeitig dürfen an den Kostendeckungsvorschlag aber keine überzogenen Anforderun-


gen gestellt werden und muss dessen Überprüfung zudem an dem mit dem Bürgerbegehren 


bezweckten Vorhaben orientiert sein (vgl. OVG Magdeburg, LKV 2014, S. 425). Wenn es 


sich  um eine komplizierte Grundsatzentscheidung handelt, bei welcher die Entstehung von 


Folgekosten noch von zahlreichen, nicht vorhersehbaren, Faktoren abhängig ist, kann von 


der sonst zumindest geforderten prognostischen Bezifferung der Höhe dieser Kosten abge-


sehen werden, weil eine derartige Prognose nicht leistbar erscheint.  Ist also erkennbar, dass 


mit dem Kostendeckungsvorschlag im Stadium eines Bürgerbegehrens etwas Unmögliches 


abverlangt wird, darf ein fehlender Kostendeckungsvorschlag nicht zur Unzulässigkeit des 


Begehrens führen (OVG Frankfurt (Oder), LKV 2003, S.87). Es reicht dann zumindest aus, 


wenn die Initiatoren von einer Kostenneutralität ausgehen und eine solche Prognose in der 


Begründung angeben. 


 


Von vornherein keines Deckungsvorschlages bedarf es nur dann, wenn die beantragte Maß-


nahme gar keine Kosten oder Einnahmeausfälle verursacht oder offensichtlich die günstigere 


zu einem von der Kommune beschlossenen Vorhaben darstellt (vgl. Miller/Wiegand in: 


Kommunalverfassungsgesetz des Landes  Sachsen-Anhalt, Stand: 07/2016, § 26 S. 12).  


 


Unter der Überschrift „Kostendeckung“ machen die Initiatoren zunächst folgende Ausführun-


gen: 


„Für die Einstellung der im Betriebswerk für den Forstbetrieb Stadtwald Köthen mit Gül-


tigkeit 01.01.2012 bis 31.12.2021 (Betriebsnummer 74) für die genannten Flächen und 


Bestände vorgesehenen Maßnahmen des Betreuungsforstamtes Dessau entstehen der 


Kommune keine Kosten. Im Gegenteil: Die im Winterhalbjahr 2015/2016 durchgeführten 


und in der breiten Bevölkerung zu Empörung und Missmut geführten Aktivitäten waren 


defizitär (Informationsvorlage 2016081 /l). Auch die geplanten Maßnahmen für den 


Herbst/Winter 2016/2017 weisen ein Defizit (Minusbetrag) von 2.742,80 EUR aus. 
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Weitere Einsparungen entstehen der Stadt durch die Ersparnis indirekter Kosten (Perso-


nal- und  Sachaufwand).“ 


 


Sie machen also zunächst geltend, dass die Einstellung der im Betriebswerk für den Forstbe-


trieb Stadtwald Köthen mit Gültigkeit 01.01.2012 bis 31.12.2021 (Betriebsnummer 74) für die 


genannten Flächen und Bestände vorgesehenen Maßnahmen des Betreuungsforstamtes 


Dessau bis längstens 31.12.2018 keine Kosten verursachen würde. Hinsichtlich des damit 


einhergehenden Ausfalls von Einnahmen durch den Verzicht des Verkaufs des Holzes ma-


chen sie geltend, dass dieser Einnahmeausfall mit Blick auf die Kosten des Holzeinschlags 


defizitär gewesen sei, so dass zumindest Kostenneutralität bzw. sogar damit verbundene 


Einsparungen prognostiziert werden. Das könnte für diese begehrte Maßnahme, für sich 


genommen, noch als ausreichender Kostendeckungsvorschlag angesehen werden.    


Soweit jedoch unterstellt wird, dass indirekte Kosten erspart würden, handelt es sich um ei-


nen nicht durchführbaren Deckungsvorschlag, weil zumindest die Personalkosten auch dann 


anfallen, wenn die Maßnahmen aus dem Betriebswerk unterbleiben.  


 


Weiter führen die Initiatoren aus:  


  


„Soweit der Stadtrat das Erfordernis der zu erstellenden Erhaltungs-, Pflege- und Schutz-


konzeptionen nicht erkennt und somit die notwendigen Mittel nicht oder nicht vollumfäng-


lich bereitstellen will oder kann, erfolgt auf Initiative der Bürgerbewegung die Gegenfi-


nanzierung  durch Einwerbung freiwilliger  Leistungen der Bürger sowie von regionalen 


und überregionalen Organisationen und Körperschaften (Spenden und Sponsoring). 


Darüber hinaus haben sich Vertreter von Fachorganisationen des Naturschutzes bereit-


erklärt, an den Konzeptionen ehrenamtlich bzw. gegen Auslagenersatz mitzuwirken. Die 


Thematik hat mittlerweile über Stadt- und Landkreisgrenzen hinausgehende Aufmerk-


samkeit gefunden.“ 


 


Fraglich ist allerdings, ob diese Feststellungen ausreichen, damit ein gesetzmäßiger Kosten-


deckungsvorschlag vorliegt, denn es fehlt bereits an einer, wenn auch nur überschlägigen 


Angabe der voraussichtlich durch die geforderte Maßnahme (Erstellung einer Erhaltungs-, 


Pflege- und Schutzkonzeption) entstehenden Kosten. Die Unterzeichner des Begehrens 


werden hierüber vollkommen im Unklaren gelassen.  


Ein Kostendeckungsvorschlag war vorliegend auch nicht entbehrlich. Denn es steht außer 


Frage, dass die beantragte Maßnahme objektiv geeignet sein kann, Kosten zu verursachen.  


Davon gehen die Initiatoren auch selbst aus, da sie insoweit in ihren Ausführungen auf die 


Bereitstellung hierfür notwendiger Mittel durch den Stadtrat abstellen und folglich auch nicht 
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davon ausgehen, dass die von ihnen prognostizierten Einsparungen durch Einstellung der 


Maßnahmen aus dem Betriebswerk ausreichen, um diese Kosten zu decken. 


 


Die begehrte Maßnahme stellt auch nicht offensichtlich die billigere Alternative zu einem von 


der Kommune bereits beschlossenen Vorhaben, hier das von den Initiatoren in diesem Zu-


sammenhang genannte Betriebswerk für den Forstbetrieb Stadtwald Köthen mit Gültigkeit 


01.01.2012 bis 31.12.2021 (Betriebsnummer 74) dar. 


Schon die Erstellung neuer Konzeptionen und erst recht die daraus resultierenden Maßnah-


men sind jedoch objektiv mit Kosten verbunden.  Wenn aber nicht ohne Weiteres erkennbar 


ist, dass die beantragten Maßnahmen die billigere Alternative darstellen, so sind im Antrag 


zumindest Darlegungen dazu nötig, aufgrund welcher Faktoren die vorgeschlagene Alterna-


tive für kostengünstiger gehalten wird (vgl. VG Magdeburg, Urteil vom 12.05.2004 – 9 A 


458/03 MD –). Aber auch daran fehlt es vorliegend. 


 


Fraglich ist, ob es zumindest ausreicht, darauf zu verweisen, dass der Stadtrat, mithin die 


Kommune selbst, die für die Erstellung der Konzeptionen notwendigen Mittel bereit stellen 


soll und alternativ die Initiatoren des Bürgerbegehrens die Gegenfinanzierung  durch Ein-


werbung freiwilliger  Leistungen der Bürger sowie von regionalen und überregionalen Orga-


nisationen und Körperschaften (Spenden und Sponsoring) sicherstellen wollen.  


 


Eine Sammlung von Geldern in der Bevölkerung ist jedenfalls kein durchführbarer Finanzie-


rungsvorschlag. Es ist nicht gewährleistet, ob die Sammlung erfolgreich sein wird (vgl. Mil-


ler/Wiegand in: Kommunalverfassungsgesetz des Landes  Sachsen-Anhalt, Stand: 07/2016, 


§ 26 S. 12). 


 


Der Hinweis darauf, dass der Stadtrat die notwendigen Mittel bereitstellen solle, kann aber 


nur dann als (noch) ausreichend angesehen werden, wenn - wie gesehen – selbst die einfa-


che und überschlägige Prognose etwaiger Kosten als schlichtweg nicht leistbar anzusehen 


wäre. Dies ist vorliegend jedoch nicht der Fall. Sofern die Initiatoren eines Bürgerbegehrens 


nicht die dafür erforderlichen Kenntnisse haben, um die Kosten eine Maßnahme zu ermitteln, 


haben sie zunächst zuvor bei der Kommune entsprechende Informationen darüber einzuho-


len (vgl. Miller/Wiegand in: Kommunalverfassungsgesetz des Landes  Sachsen-Anhalt, 


Stand: 07/2016, § 26 S. 12). Diese ist gemäß § 26 Abs. 3 Satz 2 KVG LSA auch verpflichtet, 


im Rahmen ihrer Verwaltungskraft ihren Bürgern bei der Einleitung des Begehrens behilflich 


zu sein. Eine entsprechende Anfrage an die Kommune hat es jedoch nicht gegeben. Zudem 


ist die Kostenermittlung für die begehrte Maßnahme vorliegend auch - zumindest überschlä-


gig – durch Anfragen bei entsprechenden Fachleuten ohne großen Aufwand möglich. Hinzu 
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kommt, dass die Initiatoren selbst darauf verweisen, dass sich in Ihren Reihen entsprechen-


de Fachleute befinden bzw. dass sich bereits Fachorganisationen des Naturschutzes bereit-


erklärt haben mit ihnen zusammenzuarbeiten. Dies legt die Vermutung nahe, dass die Initia-


toren sehr wohl über die Mittel und Fähigkeiten verfügen, die es ihnen ermöglich hätten, den 


Unterzeichner auch über die voraussichtlichen Kosten der Maßnahmen aufzuklären. An die-


sem Maßstab gemessen sind die vorliegenden Ausführungen nicht als ausreichend anzuse-


hen.  


 


12. Über die Zulässigkeit des Bürgerbegehrens entscheidet der Stadtrat. Hierbei ist er 


ausschließlich an Recht und Gesetz gebunden, d. h. bei der Entscheidung über die Zuläs-


sigkeit des Bürgerbegehrens steht ihm kein Beurteilungs- oder Ermessensspielraum zu. (vgl. 


Lübking/Beck, a. a. O., § 25 Rdnr. 11; Miller/Wiegand in: Kommunalverfassungsgesetz des 


Landes  Sachsen-Anhalt, Stand: 07/2016, § 26 S. 16) Sind die Voraussetzungen erfüllt und 


liegt kein Ausschlussgrund vor, muss der Stadtrat das Begehren für zulässig andernfalls für 


unzulässig erklären. 


 


13. Zusammenfassend ist festzustellen, dass es dem Bürgerbegehren jedenfalls an ei-


nem hinreichenden Kostendeckungsvorschlag mangelt, da es keinerlei Angaben zu den vo-


raussichtlichen Kosten beinhaltet. Das Bürgerbegehren ist deshalb unzulässig. 


 


14. Die getroffene Entscheidung des Stadtrates wird ortsüblich öffentlich im Amtsblatt der 


Stadt Köthen (Anhalt) bekannt gemacht (§ 26 Abs. 6 Satz 2 KVG LSA).  


 





Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 2- Prüfvermerk Bürgerbegehren_2017_Fassung BVL.pdf


